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Fortbildung nach § 15 FAO  

Anlässl ich des bevorstehenden Jahreswechsels wird sei tens der Geschäftsstel le 
nochmals ausdrückl ich darauf h ingewiesen, dass zahlreiche Fachanwält innen 
und Fachanwälte ihre Fortb i ldung nach § 15 FAO noch nicht  für  das Jahr 2007 
nachgewiesen haben. Der Nachweis is t  ohne wei tere Aufforderung zu erbr ingen. 
Da die Geschäftsstel le in den vergangenen Jahren einen erhebl ichen 
Verwaltungsaufwand hatte,  säumige Kol leginnen und Kol legen zur Vermeidung 
von Widerrufsverfahren an ihre Pf l ichten zu er innern, wurde durch die 
Kammerversammlung in diesem Jahr beschlossen, e inen neuen 
Gebührentatbestand einzuführen. Weist ein Fachanwalt  d ie jähr l iche Fortbi ldung 
für  das abgelaufene Jahr n icht vor dem 1. Apr i l  des Folgejahres vol ls tändig nach 
(§ 15 FAO), so wird ihm durch schr i f t l iche Mahnung der Kammer eine 
Er ledigungsfr is t  von einem Monat gesetzt .  Für diese Mahnung wird eine 
Gebühr von EUR 20,00,  für jede weitere Mahnung eine solche von EUR 50,00 
erhoben (Art .  6 Nr. 3 der Gebührenordnung der Rechtsanwaltskammer 
München, gült ig ab 01.01.2008).  
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Neuregelung des Erfolgshonorars  

Das BMJ hat einen Referentenentwurf  e ines Gesetzes zur Neuregelung des 
Verbots der Vereinbarung von Erfo lgshonoraren vorgelegt.  An dem Verbot von 
Erfo lgshonoraren in § 49b Abs. 2 BRAO sol l  danach grundsätzl ich festgehalten 
werden. Es sol l  den Berufsangehörigen aber gestat tet  werden, für den Einzelfa l l  
mit  ihrem Mandanten eine er folgsbasier te Vergütung zu vereinbaren, wenn damit  
besonderen Umständen der Angelegenheit  Rechnung getragen wird, insbes. 
dann, wenn der Auftraggeber aufgrund seiner wir tschaft l ichen Verhäl tn isse ohne 
die Vereinbarung eines Erfolgshonorars von der Rechtsverfolgung abgehalten 
würde. Die Ausnahme wird in § 4a RVG geregel t .  Entsprechend dem Vorschlag 
der BRAK zur Neuregelung des anwalt l ichen Erfolgshonorars sol l  in § 49b Abs. 2 
BRAO ein Satz 2 aufgenommen werden, nach dem Vereinbarungen, durch die 
der Rechtsanwalt  s ich verpf l ichtet ,  Ger ichtskosten oder gegner ische Kosten zu 
tragen, unzulässig s ind. In Satz 3 wird durch eine geänderte Formul ierung 
k largestel l t ,  dass die Vereinbarung erhöhter  gesetz l icher Gebühren dann nicht 
a ls  Erfo lgshonorar  zu bewerten is t ,  wenn es s ich um Gebühren mit  
Er fo lgskomponenten handelt .  Die Vereinbarung darf  jedoch nicht von 
Bedingungen, insbesondere vom Ausgang der Sache, abhängig gemacht werden. 
Entgegen dem Vorschlag der BRAK sind aber Aussagen des Rechtsanwalts zu 
den Erfo lgsaussichten bei Abschluss der Vergütungsvereinbarung er forder l ich. 
Eine solche Regelung wird voraussicht l ich zu einer erhebl ichen Anzahl  von 
Rechtsstrei t igkei ten führen. Die Stel lungnahme der Kammer München f inden Sie 
hier.  
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Schrankenanlage für den Parkplatz des Strafjustizzentrums 

Im Straf just izzentrum Augsburg in der Gögginger Str .  101 wird derzei t  e ine 
Schrankenanlage err ichtet .  Mit  dem Abschluss der Baumaßnahmen und deren 
Inbetr iebnahme is t  zum Jahresende zu rechnen.  
Neben den Bediensteten is t  künft ig nur noch fo lgender Personenkreis auf dem 
Gelände des Straf just izzentrums parkberecht igt :  

•  Rechtsanwälte gegen Vor lage des Rechtsanwaltsausweises, 
•  Schöffen gegen Vorlage der Ladung, 
•  Sachverständige gegen Vorlage der Ladung, 
•  Presse gegen Vor lage des Presseausweises. 

An der Einfahrtsschranke is t  e ine Kl ingel  nebst Gegensprechverbindung und 
Kamera instal l ier t ,  d ie zum Pför tner des Straf just izzentrums führt .  Die Ausfahrt  
is t  jederzei t  durch eine Indukt ionsschlei fe mögl ich.   
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Befristung im Anschluss an eine Ausbildung  

Die Befr is tung eines Arbeitsvertrages bedarf  nach § 14 Abs. 1 Satz 1 TzBfG zu 
ihrer  Wirksamkei t  e ines sachl ichen Grundes. Nach § 14 Abs.  1 Satz 2 Nr.  2 
TzBfG l iegt e in sachl icher Grund vor,  wenn die Befr is tung im Anschluss an eine 
Ausbi ldung er fo lgt ,  um den Übergang des Arbeitnehmers in e ine 
Anschlussbeschäft igung zu er leichtern.  Diese Vorschr i f t  ermögl icht  ledigl ich den 
einmal igen Abschluss eines befr is teten Arbei tsvertrags nach dem Ende der 
Ausbi ldung. Weitere befr is tete Arbeitsverträge können nicht auf den in § 14 Abs. 
1 Satz 2 Nr.  2 TzBfG normierten Sachgrund gestützt  werden. Dies hat  der Siebte 
Senat des Bundesarbeitsger ichts entschieden. 

Die Parteien schlossen nach Beendigung der Ausbi ldung der Klägerin zur  
Bürokommunikat ionskauffrau einen bis zum 23. Jul i  2004 befr is teten 
Arbei tsvertrag ab. Das Arbei tsverhäl tn is wurde zunächst  b is zum 26. Januar 
2005 und durch einen weiteren Änderungsvertrag vom 09. Dezember 2004 bis 
zum 23. Jul i  2005 ver längert .  

Die gegen die Beendigung des Arbeitsverhältn isses auf Grund der Befr is tung 
zum 23. Jul i  2005 ger ichtete Klage hatte vor dem Siebten Senat des 
Bundesarbeitsger ichts -  anders als in den Vor instanzen -  Er fo lg.  Die in dem 
Änderungsvertrag vom 09. Dezember 2004 vereinbarte Befr is tung is t  mangels 
eines s ie rechtfer t igenden Sachgrunds unwirksam. Die Befr is tung kann nicht  auf  
§ 14 Abs. 1 Satz 2 Nr.  2 TzBfG gestützt  werden, da s ie nicht  in dem ersten 
Arbei tsvertrag vereinbart  wurde, den die Kläger in nach dem Ende ihrer 
Ausbi ldung abgeschlossen hat.  
 
Bundesarbeitsger icht ,  Urte i l  vom 10. Oktober 2007 -  7 AZR 795/06 -   
Vor instanz: Landesarbeitsger icht  Köln, Urtei l  vom 13. Juni 2006 -  13 Sa 124/06 
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Bundeseinheit l iches Rechtsanwaltsregister  

Am 13.11.2007 hat d ie BRAK das bundeseinheit l iche Rechtsanwaltsregister  
unter  www.rechtsanwaltsregister .org onl ine geschal tet .  Die Einr ichtung wurde 
durch die Neuregelung des § 31 BRAO notwendig. Das bundeseinhei t l iche 
Rechtsanwaltsregister enthält  Mitg l iedsdaten al ler  Rechtsanwält innen und 
Rechtsanwälte der 28 Kammern im Bundesgebiet.  Es bietet  Verbrauchern, 
Ger ichten und Behörden eine einfache und unentgel t l iche Suchfunkt ion an. Das 
Register  ist  n icht dazu best immt, Rechtsuchenden geeignete Rechtsanwält innen 
und Rechtanwälte zu vermit te ln.  Vie lmehr sol l  es Auskunft  darüber geben, ob 
eine Person als Rechtsanwalt  zugelassen ist ,  wo der Kanzleis i tz is t  und welche 
Rechtsanwaltskammer zuständig is t .   
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RDG  

Der Bundesrat hat am 09.11.2007 beschlossen, gegen das neue 
Rechtsdienst le is tungsgesetz und das Gesetz zur  Neuregelung des 

http://www.rechtsanwaltsregister.org/


Rechtsberatungsrechts (BR-Drs.  705/07) keinen Antrag zu stel len (BR-Drs. 
705/07 (Beschluss)) ,  so dass das Gesetz nunmehr vom Bundespräsidenten 
ausgefer t igt  und verkündet werden kann. Wird das 
Rechtsberatungsneuregelungsgesetz noch im November verkündet,  t r i t t  das RDG 
am 01.06.2008 in Kraft ;  wird es erst  im Dezember 2007 verkündet,  t r i t t  es am 
01.07.2008 in Kraf t .  Die Änderungen der BRAO (§§ 49 b Abs. 4 -  Abtretung von 
Vergütungsforderungen; 59 a -  beruf l iche Zusammenarbeit)  t reten berei ts  am 
Tag nach Verkündung in Kraf t .    
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Geldwäschebekämpfungsergänzungsgesetz  

In einer gemeinsamen Stel lungnahme zum 
Geldwäschebekämpfungsergänzungsgesetz übten Bundesrechtsanwaltskammer, 
Bundesnotarkammer, Bundessteuerberaterkammer und Wir tschaftsprüferkammer 
Kr i t ik  am Entwurf  e ines Gesetzes zur Fortentwicklung der Bekämpfung der 
Geldwäsche und der Bekämpfung der Terror ismusfinanzierung 
(Geldwäschebekämpfungsergänzungsgesetz -  GwBekErgG). Die im Entwurf  
vorgeschlagenen Regelungen werden als zu bürokrat isch und als te i lweise nicht 
verständl ichen angesehen.  
  

BRAK
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Telekommunikationsüberwachung  

Der Bundestag hat am 09.11.2007 den Entwurf  e ines Gesetzes zur Neuregelung 
der Telekommunikat ionsüberwachung und anderer  verdeckter  
Ermit t lungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richt l in ie 2006/24/EG (BR-
Drs.  275/07, BT-Drs.  16/5846) in der Fassung der Beschlussempfehlung und des 
Ber icht des Rechtsausschusses (BT-Drs. 16/6979) angenommen. Der Bundestag 
le i tet  den Gesetzesbeschluss nun dem Bundesrat zu. In der BRAK-
Pressemit te i lung-Nr.  32 v.  07.11.2007 hatte die BRAK gegenüber dem 
Rechtsausschuss des Bundestages erneut auf gravierende Mängel bei  der  
geplanten recht l ichen Regelung der Telekommunikat ionsüberwachung 
hingewiesen und verfassungsrecht l iche Bedenken erhoben. Der Gesetzesentwurf  
der Bundesregierung s ieht  ein Beweiserhebungsverbot  und damit  e in 
Abhörverbot nur bei  Strafver te id igern vor , während „normale" Rechtsanwälte 
pr inzipiel l  abgehört  werden dürf ten. Dies ist  jetzt  in e inem neuen § 160a Abs. 2 
StPO-E geregel t .  Berei ts  in der BRAK-Stel lungnahme-Nr. 31/2007 
hat te s ich die BRAK kr i t isch zu dem Gesetzgebungsverfahren 
geäußert .   
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Hochschulzugangsberechtigung für geprüfte 
Rechtsfachwirtinnen/Rechtsfachwirte  

Die Fachhochschule Nordhessen hat  bestät igt ,  dass die Fortbi ldung "geprüf ter  
Rechtsfachwir t"  in Verbindung mit  e iner 4- jähr igen Berufspraxis als e ine 
Hochschulzugangsberecht igung für  d ie FH-Studiengänge Betr iebswir tschaft  und 
Wir tschaftsrecht im Bundesland Hessen anerkannt wird.  Die Fachhochschule 
Nordhessen betreibt  auch ein Studienzentrum in München. Für Interessenten an 
dem Studiengang er folgt  eine kostenlose Informat ionsveranstal tung am 
Dienstag, 11.12.2007, 18.00 Uhr,  Studienort  München der FH Nordhessen, 
Bayerstraße 85 a,  Rückgebäude, 80336 München. Eine Anmeldung für  d ie 
Informationsveranstal tung is t  n icht er forder l ich. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis

 

Homepage der Rechtsanwaltskammer München  

Die Rechtsanwaltskammer bi t tet  a l le Mitgl ieder um Verbesserungsvorschläge 
oder Anregungen zu unserer  Homepage www.rak-muenchen.de. Diese können 
Sie gerne an die E-Mai l  Adresse Michaela.Schindele@rak-muenchen.de senden.
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